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3. Meldeverfahren von Hate Speech im Netz gegen LSBTIQ–Personen in 

Zusammenarbeit mit der Generalstaatsanwaltschaft München, Zentral-

stelle zur Bekämpfung von Extremismus und Terrorismus (ZET) und 

4. schrittweise Einführung des proaktiven Beratungsansatzes zur Vermitt-

lung von Geschädigten der Hasskriminalität an geeignete Beratungsstel-

len in Zusammenarbeit mit der Polizei in Bayern. 

Über das LSBTIQ-Netzwerk in Bayern besteht ein regelmäßiger Austausch 

mit anderen Beratungsstellen. Zudem beinhaltet das Informations- und Hilfe-

portal „Bayern gegen Gewalt“ vertiefende Informationen sowie Links zu ent-

sprechenden Beratungs- und Unterstützungsangeboten für unterschiedlichste 

Gewaltformen und Zielgruppen. So können sich auch LSBTIQ-Personen je-

derzeit und überall einfach und unbürokratisch informieren und geeignete Hil-

feangebote finden. Darüber hinaus steht die Fachstelle „Strong!“ im regelmä-

ßigen Kontakt beispielsweise mit dem Beauftragten der Bayerischen Polizei 

gegen Hasskriminalität, insbesondere Antisemitismus. 

 

 zu: Welche Maßnahmen zur Förderung der Zusammenarbeit wurden konkret 

ergriffen? 

Mit der Fachstelle „Strong!“ steht ein bayernweites Angebot für LSBTIQ-Per-

sonen, das soziale Umfeld sowie Fachkräfte zur Verfügung. Als Teil des  

LSBTIQ-Netzwerks sowie des Netzwerks von Angeboten im Bereich des Ge-

waltschutzes und der Gewaltprävention („Bayern gegen Gewalt“) ist das seit 

2019 staatlich geförderte Projekt mit zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und 

Akteuren sowie staatlichen Stellen im Austausch und Kontakt. Auf die Ausfüh-

rungen zur Zusammenarbeit (s. o.) wird verwiesen. 

 

 zu: Gibt es Ansprechstellen in Ihrem Bundesland, und falls ja, wie sind diese 

personell und organisatorisch ausgestattet? 

Ende 2022 wurde die Rahmenkonzeption bei der Bayerischen Polizei umge-

setzt. Diesen umfasst die Darstellung der Ansprechpartner/Beauftragten bei 

der Bayerischen Polizei zur Bekämpfung der Hasskriminalität, insbesondere 

Antisemitismus sowie deren damit verbundene Aufgaben. Wesentliches Ziel 

ist es, die Hasskriminalität in besonderer Weise zu fokussieren und deren Be-

kämpfung als demokratiekritischen Faktor weiter in den polizeilichen Fokus zu 

rücken. Insbesondere der Beauftragte der Bayerischen Polizei ist bei den je- 
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weiligen Betroffenengruppierungen als Anlaufstelle bekannt, das persönliche 

Kennverhältnis unterstützt die niederschwellige und vertrauensvolle Kontakt-

aufnahme. 

 

Zudem wurden die Gleichstellungsbeauftragten der Bayerischen Polizei im 

Juli 2024 als polizeiinterne, behördliche Ansprechpersonen für die Belange 

der LSBTIQ-Beschäftigten beauftragt. Den Polizeiverbänden ist es ausdrück-

lich freigestellt, diese Aufgabe auch einem oder einer stellvertretenden Gleich-

stellungsbeauftragten konkret zu übertragen. Dies haben in dieser Form be-

reites einige Polizeiverbände umgesetzt und hierfür queere Beschäftigte ge-

wonnen. Konkrete Vorgaben oder Handlungsanweisungen für den Aufgaben-

bereich wurden mit der Beauftragung nicht verbunden. Den Gleichstellungs-

beauftragten und ggf. auch den stellvertretenden Gleichstellungsbeauftragten 

ist die Möglichkeit einzuräumen, im erforderlichen Umfang an geeigneten 

Fortbildungen zum Thema LSBTIQ* teilzunehmen. Eine durch VelsPol Süd 

organisierte mehrtägige Fortbildungsveranstaltung konnte bereits durchge-

führt werden. 

 

 zu: Inwieweit wurden die Inhalte der polizeilichen Aus- und Fortbildung an die 

Handlungsempfehlungen angepasst? 

Das Thema LSBTIQ ist fester Bestandteil in der Aus- und Fortbildung von  

Polizeibeamtinnen und -beamten der Bayerischen Polizei. 

 

Sämtliche Aspekte, die als Mindeststandard für die Aus- und Fortbildung fest-

geschrieben sind, werden sowohl in der Ausbildung 2. QE als auch im Stu-

dium der 3. QE behandelt. Neben der Thematisierung des Umgangs mit 

queeren Menschen im Rahmen der polizeilichen Aufgabenwahrnehmung wird 

auch der Aspekt des Umgangs mit queeren Menschen innerhalb der Bayeri-

schen Polizei behandelt. 

 

Anfang 2022 wurde die Handlungsempfehlung „Polizeilicher Umgang mit 

transidenten und intergeschlechtlichen Personen“ an die Polizeiverbände her-

ausgegeben. Diese Empfehlung ist, teilweise auch als Zusammenfassung der 

wesentlichen Inhalte, im Intranet der Verbände eingestellt. Hierin werden u. a. 

Aspekte zur Durchsuchung von trans*, inter* und nicht-binären Personen be-
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leuchtet und der dgti-Ergänzungsausweis und seine Bedeutung erklärt. Wei-

terhin ist eine Echtbeschreibung des Ergänzungsausweises im Dokumenten-

informationssystem eingestellt, welches zur Prüfung von Dokumenten auf ihre 

Echtheit herangezogen wird. 

 

Die Handlungsempfehlung befindet sich aktuell in einer Evaluation, da sich 

u. a. durch das in Kraft getretene Selbstbestimmungsgesetz Änderungen in 

rechtlichen Aspekten ergeben haben. Die Evaluation wird unter Beteiligung 

der Verbände federführend durch das Präsidium der Bayerischen Bereit-

schaftspolizei durchgeführt. 

 

Der Beauftragte der Bayerischen Polizei gegen Hasskriminalität, insbeson-

dere Antisemitismus (BgH) befasst sich in diesem Jahr mit der Erstellung ei-

nes Leitfadens für die Bearbeitung von Fällen der Hasskriminalität, welche 

auch queerfeindliche Straftaten beinhaltet. 

 

Die Polizeipräsidien Mittelfranken und München befinden sich aktuell in einem 

Arbeitsprozess zum Thema „Diskriminierungskritische Situationen und Spra-

che im polizeilichen Alltag“ mit der Otto-Guericke-Universität Magdeburg. Der 

BgH ist in diesen Prozess und eine Erarbeitung eines verbandsübergreifen-

den Konzepts eingebunden. Wie bei o. g. Leitfaden wird der queeren Commu-

nity und einer queersensiblen Sprache hier auch eine entsprechende Bedeu-

tung zukommen. 

 

Bei geplanten Einsätzen im Zusammenhang mit der LSBTIQ-Community 

(z. B. CSD-Veranstaltungen) werden auf Grund der mittlerweile hohen Sensi-

bilität der einsatzleitenden Führungskräfte die eingesetzten Beamtinnen und 

Beamten regelmäßig im Rahmen der Einsatzbesprechungen auf Punkte der 

o. g. Handlungsempfehlung und weitere Aspekte im Umgang mit Personen 

der queeren Community und deren teilweise vorhandenen Ressentiments ge-

genüber der Polizei hingewiesen. Weiterhin findet auch eine spezifische Sen-

sibilisierung, was das Erkennen LSBTIQ-feindlicher Straftaten im Zusammen-

hang mit queeren Veranstaltungen angeht, statt. 

 

 zu: Welche spezifischen Präventionsmaßnahmen zur Bekämpfung von LSB-

TIQ*-feindlicher Gewalt wurden implementiert? Wie wird die Zusammenarbeit 




